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Einleitung 

Α. Problemexposition 

Im Kernbereich des Staatshaftungsrechts mangelt es nach dem Scheitern 
des Staatshaftungsgesetzes 19811 noch immer an einer bundesgesetzlichen 
Regelung. Obwohl der am 27. 10. 1994 in das Grundgesetz eingefügte2 

Art. 74 Abs. 1 Nr. 25 GG dem Bund mittlerweile die konkurrierende Ge-
setzgebungskompetenz für „die Staatshaftung" zuweist und damit die Ursa-
che für die Nichtigerklärung des Staatshaftungsgesetzes 1981 durch das 
Bundesverfassungsgericht 3 beseitigt ist, steht eine baldige Kodifikation der 
Materie nicht zu erwarten.4 

Freilich hat es im Staatshaftungsrecht stets Reformbestrebungen gege-
ben.5 Der Versuch einer Neuregelung des Rechtsgebiets wurde allerdings 
seit 1982 nicht mehr mit Nachhaltigkeit unternommen6, da finanzpolitische 
Kalkulationen7 und kompetenzielle Bedenken solche Ansätze regelmäßig 
hemmten. Konkrete Gesetzesmodelle scheiterten schon in einem frühen Sta-
dium des Gesetzgebungsverfahrens 8 oder gar in dessen Vorfeld. 9 Die modi-
fizierte Weitergeltung des Staatshaftungsgesetzes der DDR in den neuen 

1 Staatshaftungsgesetz vom 26.06.1981, BGBl. I S. 553. 
2 BGBl. I S. 3146. 
3 Urteil vom 19.10.1982 - 2 BvF 1/81 - BVerfGE 61, 149 ff.  (= DÖV 1982, 982 

mit Anmerkung Ossenbühl = JZ 1983, 137 m. Anmerkung Peine). 
4 Ähnliche Einschätzung z.B. bei Ferschl, Aufopferungsanspruch, S. 3 f.; Schoch, 

DV 34 (2001), 261/264; Steinberg/Lubberger, Aufopferung,  § 1 I, S. 19 (beide vor 
der Einfügung der Kompentenzregelung); Windhorst in Detterbeck/Windhorst/ 
Sproll, StaatshaftungsR, § 1 Rdnr. 16; Stuth, Staatshaftung oder Entschädigung?, 
S. 9. 

5 Vgl. nur Ossenbühl, StaatshaftungsR, 1. Teil ΙΠ 2, S. 4 und 13. Teil, S. 438-
456. In der 13. Legislaturperiode £ah die damalige Bundesregierung Kohl verstärk-
ten „Handlungsbedarf4 für eine Kodifizierung des Staatshaftungsrechts: Leutheus-
ser-Schnarrenberger,  ZRP 1995, 81/84; Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der Deutschen Einheit 1998 vom 27.05.1998, BT-Drs. 13/10823, S. 11. Vgl. 
auch Herbst/Lühmann, Staatshaftungsgesetze, Zweiter Teil § 1 II NR. 6. 

6 Ossenbühl, NJW 2000, 2945/2948. 
7 Das belegen allein die Widerstände im Gesetzgebungsverfahren zum Staatshaf-

tungsgesetz 1981 und in dessen Vorfeld (Schäfer/Bonk, StHG, Einführung Rdnrn. 
41 ff.,  83 f., 109, 181, 258, 263 ff.). 

8 Sowohl die Bundesratsinitiative des Freistaates Bayern (BR-Drs. 644/89; Dis-
kussion in der 607. Sitzung am 01.12.1989, von der Tagesordnung abgesetzt in der 
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Ländern10 hat zwar zu einem unterschiedlichen Rechtsschutzstandard in der 
Bundesrepublik geführt  und deshalb „das Bedürfnis zu einer bundesweiten 
Reform des Staatshaftungsrechts verstärkt"11. Heute diktiert der sprichwört-
lich „nur Zahlen verpflichtete Rotstift des Finanzministers"12 jedoch mehr 
denn je die Tagespolitik, die „Entlastung" und „Konsolidierung" der Haus-
halte sind mittlerweile selbstverständliche politische Zielvorgaben und Pro-
gramm von Bundes- und Landesregierungen.13 

Solchen Leitlinien verpflichtet wird die Bundesregierung nach Auskunft 
des Bundesministeriums der Justiz aus finanziellen Erwägungen keine Ge-
setzgebungsinitiative in Bezug auf ein neues Staatshaftungsgesetz ergrei-
fen. 14 Obwohl diese Haltung aus finanzpolitischer Sicht nachvollziehbar ist, 
lässt sie die vehementen Bemühungen um eine Kodifizierung des Staatshaf-
tungsrechts, die ihren erneuten15 Ausgang auf dem 41. und dem 47. Deut-

609. Sitzung am 16.02.1990) als auch die der Freien und Hansestadt Hamburg 
(BR-Drs. 632/90; abgesetzt von der Tagesordnung am 14.12.1990) waren erfolglos. 

9 So z.B. die drei Modellvorschläge einer von der 54. und 55. Justizministerkon-
ferenz beauftragten Bund-Länder-Arbeitsgruppe (vgl. deren Berichte in: Zur Reform 
des Staatshaftungsrechts. Gemeinsame Arbeitsgruppe des Bundes und der Länder 
zur Neuregelung der Staatshaftung. Berichte, Modelle, Materialien. Herausgegeben 
vom Bundesministerium der Justiz, Oktober 1987). 

1 0 Aufgrund einer Vereinbarung im Einigungsvertrag (Ani. Π, Kap. ΙΠ Sachgeb. 
Β Abschn. ΙΠ Nr. 1, BGBl 1990 Π, 889, 1168) galt eine stark modifizierte Form 
des Staatshaftungsgesetzes der DDR von 1969 als Landesrecht in den neuen Län-
dern fort. Allerdings wurden die Staatshaftungsgesetze des Ostteils Berlins im Jahre 
1995 (BerlGVBl, S. 607) und Sachsens im Jahre 1998 (SächsGVBl. 151) aufgeho-
ben. In Sachsen-Anhalt wurde die verschuldensunabhängige Haftung 1992 in einen 
gesetzlichen Anspruch aus „enteignungsgleichem Eingriff 4 umgewandelt (Sachs-
AnhGVBl, S. 655). Beibehalten wurde das Staatshaftungsgesetz in Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern und Thüringen. 

11 Herbst/Lühmann, LKV 1998, 40/50. 
1 2 Ossenbühl, Krise, S. 236/376 f. 
13 Vgl. nur den Geschäftsbericht Bundesregierung 1999/2000, Vorwort des Bun-

deskanzlers S. 4 („Durch konsequentes Sparen bringen wir Deutschland bis 2006 
aus der Schuldenfalle."), S. 24 („Um die Politik in einem ersten Schritt überhaupt 
wieder handlungsfähig werden zu lassen, ... wurde ... eine umfassende Konsolidie-
rung des Bundeshaushalts in Angriff  genommen."), S. 25 (ausführlich). 

1 4 Auf einen Appell der Justizministerkonferenz der Länder im November 1996 
hin, die Arbeiten an einer umfassenden Regelung des Staatshaftungsrechts „voran-
zutreiben" (vgl. Herbst/Lühmann, LKV 1998, 49/50), wurden in der 14. Legislatur-
periode von dem Bundesministerium der Justiz zwei Gutachten in Auftrag gegeben, 
welche die durch die Kodifizierung zu erwartende Belastung der Staatskasse klären 
sollten (vgl. auch v. Danwitz in v. Mangoldt/Klein/Starck, Art. 34 Rdnr. 156). Da 
aber deren nichtveröffentlichem  Ergebnis zufolge eine Mehrbelastung für die Haus-
halte zu erwarten ist, hat die Bundesregierung insofern jede Aktivität eingestellt. 

15 Erstmalig stand die Frage der Staatshaftung auf der Tagesordnung des 6. Deut-
schen Juristentages im Jahre 1867. Konkret wurde von Bluntschli  und Zachariä  die 
Gesetzgebungsfrage begutachtet: „Soll der Staat, bzw. die Gemeinde, für Schäden 
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sehen Juristentag nahmen, nach der Nichtigerklärung des Staatshaftungsge-
setzes 1981 als ergebnisloses Zwischenintermezzo erscheinen. Bezeichnen-
derweise zog sich das Reichsjustizamt schon vor mehr als einhundert 
Jahren bei den Beratungen zum Bürgerlichen Gesetzbuch auf den gleichen 
Standpunkt zurück. Der Staatssekretär sprach sich damals gegen eine unmit-
telbare Staatshaftung aus, weil sich die Tragweite dieses gesetzgeberischen 
Versuchs „gar nicht übersehen lasse. Nicht nur der Staat, sondern die Ge-
meinden, bis zur kleinsten hinab, würden dabei in Mitleidenschaft gezo-
gen." Das könne, „namentlich bei schwächeren Gemeinden, zu unerträg-
lichen Belastungen führen. ... Darin liegt eine so schreiende Härte, daß 
jedermann verstehen würde, wenn regierungsseitig dahin gerichtete Vor-
schläge als unannehmbar bezeichnet würden."16 

Angesichts dessen werden wesentliche Teile das Staatshaftungsrecht 
wohl auch künftig reines Richterrecht sein, selbst wenn man die Zuweisung 
der Gesetzgebungskompetenz an den Bund als Gesetzgebungsauftrag zur 
Neuregelung des Staatshaftungsrechts versteht.17 Diese Vermutung wird be-
stätigt durch einen Blick in die staatshaftungsrechtliche Literatur. Eine 
wirklich sinnvolle Reform durch die Legislative scheint sich wie schon 
1981 nicht lediglich in der kostenneutralen Transferierung  der Rechtspre-
chung (vor allem des für Staatshaftungssachen zuständigen III. Senats des 
Bundesgerichtshofs) in die Form eines Gesetzes erschöpfen zu können. 
Zwar wäre das für sich genommen bereits ein „Gewinn"18 . Ohne eine Er-
höhung der Rechtsschutzstandards zugunsten des Bürgers, die allenthalben 
gefordert  wird 1 9 , bliebe ein neues Staatshaftungsgesetz aber „auf halbem 
Wege stehen"20. Allein in den Gesamtdarstellungen fällt die Bewertung der 
lex  lata  iudicis  bei aller Honorierung der schöpferischen Rechtsprechungs-
aktivität durchweg schlecht aus. Der derzeitige Zustand des staatlichen Er-
satzleistungsrechts wird als „ungeordnet"21 und „dif fus" 22 bezeichnet. Es ist 

und Nachtheile, welche die von ihnen angestellten Beamten durch vorsätzliche oder 
kulplose Verletzung ihrer Dienstpflichten einem Dritten zufügen, überhaupt haften 
und bejahenden Falls in erster Reihe unbedingt oder nur subsidiär?". 

1 6 Mugdan II, S. 1308. 
17 Maurer, AllgVerwR, § 30 Rdnr. 6. 
18 Bonk in Sachs, Art. 34 Rdnr. 31; v. Danwitz in v. Mangoldt/Klein/Starck, 

Art. 34 Rdnr. 157. 
1 9 Vgl. nur Leutheusser-Schnarrenberger,  ZRP 1995, 81/84; Schenke, NJW 1991, 

1777/1789. 
20 Bonk  (in Sachs, Art. 34 Rdnr. 31) spricht sich als Kompromiss für eine Art 

„Zweistufenmodell" aus, das in einem ersten Schritt den haftungsrechtlichen  status 
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